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Cageschroni?
Der Reichspräſident leitet durch ein Schreiben an die baye-

irſche Regierung eine Vermittelungsaktion ein.
Ueber den Zuſammentritt des Reichstages entſcheidet derAelteſtenausſchuß erſt in ver nächſten Woche

Die thüringiſche Regierung treibt in bevenklicher Weiſe Ge
ſinnungsſchnüffelei.

Die Hauptverhandlung gegen alle am Rathenaumord Be
er wird vor dem Stantsgerichtshof in Leipzig ſtatt
finden.

Die Entente lehnt das ventſche Geſu um HergbAnsgleichsraten ab. f fuet Herabſetzung der
Poineare überläßt Lloyd George die Anberagumung der Lon
doner Konferenz.

Die Permittiungsaſtign

es Kolschpräſſdenten,
kin Brief an ſie bayeriſche Regierung.

Berlin, 28. Juli. Am Donners i iReichskabinett u einer Du Sipung r n
um über die vom Reichspräſidenten angeregte Vermittelungs-
aktion zu beraten. Das Kabinett einigte ſich dahin daßder Reichspräſident an Bayern ein Schreiben richtet das
zur Verſtändigung führen kann.

Die „Voſſ. Ztg.“ will über den Jnhalt des Schreibens
mitteilen können, daß darin der große Ernſt der Lage dar-
'gelegt werde, die durch die bayeriſche Verordnung geſchaffen

wordend ſei. Das Schreiben enthalte, wie weiter berichtet
wird, keine direkte Aufforderung, an die vahyeriſche Re
gierung, die Verordnung zurückzuziehen, aber Wendungen
die es dem Kabinett nahelegen, dieſen Entſchluß aus
eigener Jnitiative zu faſſen, und zu verwirklichen, Ueber
die Stimmung in München wird gemeldet, man ſei dort
geſtern ziemlich hoffnungsvoll wegen der Wohrſcheinlichkeit
einer Verſtändigung mit Berlin geweſen. Man habe geradezu
Erleichterung einpfunden, daß der Brief die Wiederaufnahme
ver Diskuſſion zwiſchen Berlin und München ermögliche.
Wie die „Germania“ ſagt, geht aus der Vermittelungsaktion
des Reichspräſidenten deutlich hervor, daß man in Berlin
beſtrebt ſei, auf einer Baſis der Verſtändigung die Kriſis
beizulegen. Es beſteht die Hoffnung, daß der begrüßens-
werte Schritt des Reichspräſidenten zu einem Erfolg führt
und der innere Frieden, der uns ſo dringend nottut,
gewahrt bleibt.

München, 28. Juli. Die geſtrige Erklärung der Reichs-
wird in der Münchener W

ungnahme wiedergegeben. Die Meinungen in bayeriſchenpolitiſchen Kreiſen darüber ſind geteilt. eriise

och keine Entſcheidung
ühor den Keichstagszuſummentkvitt,

Berlin, 28. Juli. Wie vom Reichstags räſiden Löekmitgeteilt wird, wird der Aelteſtenaueſchuß ver
erſt in der nächſten Woche einberufen. Präſident Loebe hat
ſich Zu einer Hinausſchiebung des Einberufungstages ent-
ſchloſſen auf Grund einer Ünterredung mit dem Reichs
präſidenten Ebert und dem Reichskanzler, um die von der
Reichsregierung eingeleitete Vermittlungsaktion nicht zu
ſtören. Den deutſchnationalen Abgeordneten Hergt, der
einen Antrag auf ſofortige Einberufung des Reichstages ge
ſtellt hatte, damit dem Reichstage Gelegenheit zu einer
Stellungnahme zu dem Memorandurmn der Garantiekommiſſion
gegeben werde, hat Präſident Loebe davon in Kenntnis
geſetzt, daß auch dieſer Antrag in der in der nächſten
Woche ſtattfindenden Sitzung des Aelteſtenaus s behandelt werden wird. sſchuſſes be
Das Machtmittel ger Gewerk(chaften,

Wie wir zuverläſſig hören, haben die
dem Reichskanzler und dem Reichspräſidenten den Vorſchlag
unterbreitet, daß ſie bereit ſind, die Reichsregierung zu
unterſtützen, falls Bayern in dem Konflikt mit Berlin nicht
nachgeben ſollte. Sie planen in dieſem Falle die Kraft-
quellen nach Bayern zu unterbinden, die bekanntlich Bayern
aus dem Rheinlande und Weſtfalen bezieht. Der Reichs
kanzler wie der Reichspräſident haben von dieſem Angebot
der Gewerkſchaften Kenntnis genommen, jedoch bedungen, daß
ſie einſtweilen derartige Mittel gegen Bayern nicht an-
gewandt zu ſehen wünſchen, da ſie hoffen, daß eine Ver-
ſtändigung mit Bäyern auf friedlichem Wege zuſtandekommt.Wenn demgegenüber der A. D. G. 9
in einer Erklärung behaupten, derartige Maßnahmen ſeien

Preſſe ohne jede Stel

Gewerkſchaften

und Afa-Bund

S h rSSnicht ins Auge gefaßt, ſie würden aber „an zentraler
Stelle, wie insbeſondere auch in ihren bayeriſchen Gliede-
rungen wachſam die weitere Entwickiung der Dinge verfolgen,
in dieſem Augenblick aber habe die Reichsregierung als
die einzig berufene Exekutive für die Ausführung aus-
geſchloſſener Reichsgeſetzes das Wort“, ſo ſteht man dieſer
Verſicherung zum mindeſten ſkeptiſch gegenüber. Die ewige
Einmiſchung der Gewerkſchaften in die Entſchließungen und
Maßnahmen der Regierung verlangt endlich eine entſchiedene
Zurückweiſung.

„Vorwärts“-Snten.
Der „Vorwärts“ hatte berichtet, daß ſeit Montag eine

förmliche Flucht der Fremden aus Bayern eingefetzt habe,
die ſich im Laufe der Woche noch verſtärkt hatte. Alle nach
Norden gehenden Züge ſeien überſüllt. Die Beſforgnis vor
ſchweren inneren Ereigniſſen mache Bayern zu einem von
allen Nichtbayern gemiedenen Lande. Nun hat heute das
Fremdenamt der Münchener Polizeidirektion feſtgeſtellt, daß
ſeit dem Beſtehen dieſes Amtes noch ne eine ſo ſtarke
Fremdenanſammlung zu verzeichnen geweſen ſei, wie gerade
in den letzten Tagen.

Die Um bildung der zcnrumsnarfei,
Das Beſtreben im Zentrum, die Partei zu einen

„Chriſtlichen Staatspartei“ umzugeſtalten, wird nach Auf-
faſſung in Zentrumskreiſen wahrſcheinlich im Sande ver-
laufen. Wenn auch Stegerwad bemüht iſt, eine Um-
ſtellung der Partei herbeizuführen, ſo hat, wie wir hören,
Reichskanzler Wirth ſich bereits gegen dieſe Umſtellung
des Zentrums ausgeſprochen. Führende Zentrumsabgeord nete
halten es ſogar für einen Fehler, den konfeſſionellen Para-
graphen der Partei zu beſeitigen, der bisher den einzigen
Zuſammenhalt in der Partei brachte. Seine Beſeitigung
würde dahin führen, daß der Zwieſpalt zwiſchen dem rechten
und linken Flügel ſich bald einſtellen würde. Wie uns
von parlamentariſcher Seite in dieſer Angelegenheit weiter
mitgeteilt wird, glaubt man ſowohl bei den Demokraten wie
in der Deutſchen Volkspartei nicht daran, daß das Beſtreben
Stegerwalds zu einem Ergebnis kommt. (Na alſo)

Kekordieiſtungen!
Geſinnungsſchnüffelei der Thüringer Regierung.

Der deutſchnationale Abgeordnete Graef (Thüringen)
hat im Reichstag folgende zwei Anfragen eingebracht:

Die thüringiſche Regierung hat die Oberpoſtdirektionen
Erfurt und Leipzig veranlaßt, ihr eine
ſoll dieſem Wunſche entſprochen haben, der offenſichtlich
der Abſicht entſprungen iſt, Beamte, die der Regierung miß-
liebige Zeitungen halten, zu maßregeln. Jſt der Reichs-
regierung dieſes Vorgehen der Thüringer Regierung bekannt
und was gedenkt ſie zum Schutze des Artikels 117 der Reichs-
verfaſſung zu tun? Jch bitte um ſchriftliche Antwort.

Die thüringiſche Regierung hat am 1. Juli
folgende Verordnung erlaſſen:

„Zur Ausführung der Reichsgeſetze vom 19. April
1919 und vom 12. April 1922 wird über die Aus-
bildung von Kriegsteilnehmern Richteramt folgendes
beſtimmt:

1. Der Vorbereitungsdienſt dauert zwei Jahre fechs
Monate für Kriegsteilnehmer die im Kampfbereich mindeſtens

zum

ſechs Monate der Kriegsgefahr ausgeſetzt geweſen ſind oder
bei kürzerer Dauer der Kriegsgefährdung infolge Ver
wundung oder ſonſt aus einem Grunde, der ihnen nicht
anzurechnen iſt, bei der kämpfenden Truppe nicht mehr
haben verwendet werden können, wenn ſie wenigſtens ſechs
Monate im Kriegsdienſt geweſen ſind.

2. Die Abkürzung für Kriegsteilnehmer bis auf zwei
Jahre ſechs Monate erfolgt nur, ſoweit nach den hbis-
herigen Leiſtungen des Kriegsteilnehmers zu erwarten iſt,
daß er das Ziel der Ausbildung erreichen wird.

3. Bornusſetzung für die Anwendung dieſer Vorſchriften iſt die von den Betroffenen ſchriftlich abzugebende eine Puppe der einzelnen
Erklärung, daß ſie vorbehaltlos auf dem Voden der Re
publik ſtehen.“

Dieſe Verordnung verſtößt inſofern gegen die Reichsver
faſſung, als ſie den Grundſatz der Gleichheit der Staats eine ernſte Lehre für die Reichsregierung ergeben,

Was gedenkt die Reichs-
Ich Fipienfragen auswachſen zu laſſen.

bürger vor dem Geſetz verletzt.
regierung zum Schutze der Reichsverfaſſung zu tun?
erbitte ſchriftliche Antwort. gez. Graef (Thüringen).

Da wir bekanntlich alle in einen republikaniſchen Lande j immer n
leben, der Boden alſo geheiligte republikaniſche Erde iſt. Es muß
wird jeder die eidesſtagtliche Verſicherung abgeben können, j das Reich Machtmittel gegen 3
daß er „vorbehaltlos auf dem Boden der Republik“ ſteht. ans der Reichsverfaſſung herleiten laſſen.

Neue Zeitungsverbote.
Stettin, 28. Juli. Zu den bisher in Pommern ver-

botenen Zeitungen ſind ſetzt noch die „Rügenſche Zeitung“
in Putbus und das „Kolberger Tageblatt“ getreten.

Heidelberg, 28. Juli. Wie amtlich mitgeteilt wird.
iſt das in Buchen erſcheinende Blatt „Der Odenwälder“
wegen eines Artikels „Das Urteil nes amerikaniſchen
I taners“ auf die Dauer von einer Woche vervoten
worden.

Abſchrift der
Feitungsbezieherliſten mitzuteilen. Das Reichspoſtminiſteriam

1922 genommen werden. Begreiflich, daß es

regierungen

D

Die bayeriſche Kriſe- t
Schon tagelang beherrſcht das politiſche Leben die Diffe-

renz zwiſchen Bayern und dem Reich, ſchon mehrere Tage
hindurch hat die Reichsregierung ſich mit dieſer Angelegenheit
beſchäftigt und ebenſo lange ſind direkte Verhandlungen wie
Ausgleichsver handlungen von Beauftragten des Reichs mit
Bayern im Gange. Die Kriſe iſt trotzdem bis heute nicht bei
gelegt und ſie wird noch lange andauern, denn es handelt ſich
hier um eine Prinzipienfrage. Bayern kann nicht ohne
weiteres nachgeben, die Reichsregierung würde aber, wollte

ſie nach Aufrollung des Konfliktes Bayern recht geben,
ihre Stellung gefährden und das Anſehen des Reiches
ſchmälern. Die Schuld an dieſer bedauernswerten Kriſe liegt
auf beiden Seiten. Bayern war von jeher ein ſchwer zu
behandelndes Land im Deutſchen Reſche. Das hat aber der
Reichsgründer Bismarck gewußt. Er verſtand es, alle Diffe

renzen oder richtiger, alle Differenzpunkte ſo zu geſtalten,
daß Bayern. ſich den Entſchließungen und Beſtimmungen
des Reiches fügen konnte. Er wußte ſelbſt die ſchwierigen
Probleme unter Berückſichtigung der bayeriſchen e e
u löſen. So wurde es ſtets vermieden, daß e hen
in ſeiner Eigenart und Selbſtändigkeit getroffen a
konnte. Die Nachfolger Bismarcks in der Regierung be
quf die bayeriſche Eigenart im Bismarck'ſchen Sinne ſtets
weitgehende Rückſicht genommen.

à

Die Folge war denn auch,
daß, obwohl Bayern niemals mit Preußen h
monierte, dennoch ein Zuſammengehen der einzelnen Staga
ten des Reiches in wichtigen Dingen möglich war.

Unſere jetzige Regierung hat den Fehler r ſich
zu ſehr von augenblicklichen Erregungen be n vie
laſſen Sie hat auch das Geſetz zum Schutze der Taſſen
ſich durch eine augenblickliche Situation auſdrängen ſ
und es entworfen, ohne auf die bayriſche Eigenart irgendw e
Rückſicht zu nehmen. Es wäre früher niemals möglich ge

weſen, ein derartiges Reichsgeſetz ohne Befragung der ein
elnen Länder dem Reichstage vorzulegen. Die Vegie
hat ehedem ſtets zunächſt die Zuſtimmung der Tieen

gierungen eingeholt. Das iſt in dieſem Falle nicht en
oder, ſoweit es geſchah, wurde, trotzdem Bayern e ene
Ausſtellungen an dem Entwurf machte, dennoch h
dem Reichstage vorgelegt, ohne auf die bayeriſchen Einwän e
Rückſicht zu nehmen. Der Konflikt mußte ſich daher ent
wickeln und er wäre leicht zu vermeiden gewefen. Der haupt:-
ſächlichſte Punkt iſt der, daß Bayern in ſeiner Bericht
harkeit getroffen wird. Bayern legt Wert darauf, ſeine a

Gerichtsbarkeit und Rechtspflege aufrechtzuerhalten, na dem
es ſich der Notwendigkeit und dem Drängen des r
bei der Revolution fügend, andere Hoheitsrechte W r
nach opferte. Viel iſt dem ſelbſtändigen Bayern nicht me r
von ſeiner Selbſtändigkeit geblieben. Das letzte ſolt ihm

ſich hiergegen mit
allen Mitteln wehrt und ſelbſt den Konflikt mit dem Reiche
nicht ſcheut. Sehr leicht wäre die Beſtimmung im Geſetze Zunt
Schutze der Rupublik einzuflechten geweſen, daß die i
lichen Beamten des kompetenten Gerichtes von den Landes

in Gemeinſamkeit ernannt werden. et
ſchieht ihre Ernennung lediglich durch die Parteipolititoe
Brille, wahrſcheinlich auf parteipolitiſches Dräng: n hin So
iſt es den einzelnen Ländern völlig unmöglich, in der h
Konſequenz, d. h. durch von ihnen beſtätigte Beamte ihre

Intereſſen wahrnehmen zu laſſen.
Andererſeits iſt nicht zu verkennen, daß, da nun einmal

von der Reichsregierung der Fehler gemacht wurde, Savern
ſich dem Mehrheitsbeſchluß der oberſten Inſtanz des
das iſt der Reichstag, fügen müßte. Wenn alle Länder

Obſtruktion gegen einzelne Beſchlüſſe des Rel tage rer
wollten, ſo würde die oberſte Jnſtanz ja ausgeſchaltet un

Länderwillkür. Man wird in
dieſem Konflikt, da hier wie dort geſündigt worden iſt, einer
Verſtändigung das Wort reden müſſen. Und üge auf
Verſtändie eicht iſt, ſo ſollte ſich für künftige FälleVerſtändigung erreich ſo J Wenfutte
e I e 4 z erſt zu Prin-möglich im Anfang zu vermeiden und ſie nicht e
ſenf Wie das Kompromiß, dasman in der Regierung und in parlamentariſchen Kreiſen
er noch erhofft, zuſtandekommt, läßt fich nicht überſehen.

zuſtandekommen, denn undenkbar wäre es, daß
Bayern anwendet, die ſich

Die Anwendung
Machtmittel deren Erfolg zweifelhaft erſcheinen

hieße eine völlige Loslöſung Bayerns, das durch-
wenn es nicht beſondere Bevor-

zu gehen.

dieſer

muß laus nicht abgeneigt iſt,
zugungen im Reiche erhält, ſeine eigenen Wege
Mag es für Bayern vielleicht auch wenig verlockend ſein,
ſelbſtändig zu werden, ſo deuten doch alle Strömungen in
Bayern darauf hin, daß letzten Endes im Volke der Ge
danke einer Loslöſung vom Reich immer tiefere Wurzeln
ſchlägt Der bayriſche Ordnungsblock z. B. verteilt neuer

S



dings Flugblätter, die die Regierung auffordern, bis zum
Aeußerſten Widerſtand gegen das Reich und gegen Preußen
zu leiſten. Die Stimmung in Bayern drückt ſich überall,
wo man hinhört, in dieſer Weiſe aus. Das Reich iſt für
Bayern Preußen. Und Preußen wird bekanntlich von
Bayern von jeher wenig geliebt. Wenn die ſozialdemo-
kratiſchen Parteien mit den Gewerkſchaften vereinbart haben,
daß ſie gegen Aktionen der bayeriſchen Regierung und
und der bayeriſchen Regierungsparteien Gegenmaßnahmen
ergreifen wollen, ſo iſt das belanglos und wird die Strö-
mung in Bayern wenig ſtören, denn die ſozialiſtiſchen
Parteien befinden ſich in Bayern in der Minderheit und
haben nicht den Einfluß, daß ſie in der Lage wären, die
Regierungspolitik oder die Politik der Regierungsparteien
zu beeinfluſſen. Jhre Haltung bedeutet alſo für die Reichs
regierung keine Unterſtützung Dieſe muß den gegebenen
Tatſachen Rechnung tragen und ihrerſeits auf geſunder Baſis
die Verſtändigung anſtreben, die Wiedergutmachung eines
Fehlers ſuchen. indem ſie nachgibt, aber auch von Bayern
verlangt, daß es, angeſichts der Stellung der einzelnen
Länder zum Reich die Oppoſitionsſtellung aufgibt. Nicht
zu leugnen iſt ja daß auch ſeitens der Reichsregierung
häufig Taktloſigkeiten gegenüber der bayeriſchen Regierung
begangen ſind, die in München allmählich eine ſchwer gereizte
Stimmung hervorgerufen haben. Dieſe Stimmung muß durch
eine aufrichtige Loyalität auch ſeitens Berlins behoben und
das nötige gegenſeitige Vertrauen erreicht werden.

Wulle dementiert.
Reichstagsabgeordneter Wulle ſchreibt: Eine mißver

ſtändlich klingende Aeußerung im Leitartikel des „Deutſchen
Tageblättes“ iſt ſo aufgefaßt worden, als ſei ich aus der
Partei ausgeſchieden. Das iſt nicht der Fall. Jch habe
mit Herrn v. Graefe zunächſt nur die „Mitarbeit in
der Fraktion niedergelegt.“ Die Meldung, daß ich beab-
ſichtige, eine „völkiſch-freiheitliche“ Partei zu gründen, iſt
falſch.

Pie Derßandlung gegen die m Ratßengumorde
Betetigten vor dem 5tgatsgerichthof.

Dr. Stein auf freien Fuß geſetzt.
Die Hauptverhandlung gegen alle am Rathenau-Mord

beteiligten Perſonen wird vor dem Staatsgerichtshof in
Leipzig ſtattfinden. Bis jetzt iſt aber ein Termin noch nicht
feſtgeſetzt worden. Der Senat des Staatsgerichtshofes wird
ſich erſt darüber klar werden müſſen, ob in unmittelbarer
Verbindung mit dem Morde auch der Prozeß gegen die Mit-
glieder der Organiſfation C zur Verhandlung gebracht werden
kann.

Jn den letzten Tagen ſind übrigens neue Verhaf-
tungen erfolgt unter der Anſchuldigung, daß die feſt
genommenen Perſonen den beiden Mördern auf der Flucht
Hilfe und Beiſtand geleiſtet haben. Unter dieſen Feſtge-
nommenen befindet ſich auch ein Kapitän Wolfgang Dieéet-
rich aus Halle, der verdächtig iſt, den Verbrechern kurz
vor ihrem Aufenthalt auf Burg Saaleck behilflich geweſen
zu ſein.

Wie von zuverläſſiger Seite berichtet wird, iſt am
Donnerstag der Schriftſteller Dr. Stein von der Burg
Saaleck vom Unterſuchungsrichter in Berlin wieder auf
freien Fuß geſetztt worden. Er wird heute im Laufe des
Nachmittags auf Burg Saaleck eintreffen. Ferner wird
mitgeteilt, daß gegen die Schüler des Technikums in Bad
Sulza, die die Leichen der beiden Mörder zu Grabe getragen
haben, eine Unterſuchung eingeleitet werden ſoll. Von
der „thüringiſchen Regierung iſt in dieſer Angelegenheit auch
bereits ein Schreiben an die Profeſſoren des Technikums
gerichtet worden. Durch einen Schüler des Technikums ſoll
gegen die einzuleitende Unterſuchung in einem ganz
geharniſchten Schreiben Proteſt erhoben worden ſein, in
dem er das Tragen der Särge als reine Menſchenpflicht
bezeichnete, durch die er und ſeine Kameraden den ver-
ſtorbenen Mördern nur als ehemalige Kameraden
die letzte Ehrung erwieſen haben.

Selbſtentehrung.

Harburg, 28. Juli Auf Antrag der ſozialdemokrati
ſchen Fraktionen, die in der Bürgerſchaft die Mehrheit
haben, ſind aus dem' Sitzungsſaal des Rathauſes die vier
großen Oelmühle Kaiſer Wilhelms J., Kaiſer Friedrichs
Bismarcks und Moltkes entfernt worden.

e

3) Nachdruck verboten
Auch jetzt ſchmiegte ſie ſich enger in die ſchimmernden

Polſter, es war doch wonnig, ſo von Glanz des Rei.
tums umſchmeichelt zu ſein, oben auf r Höhe zu ſtehen.
Schon ein Blick in die Tiefe, der Gedanke an Armut und
Not machte ſie ſchwindeln.

Aber warum plagte ſie ſich auch mit ſo törichten,
überflüſſigen Gedanken Fort damit. Si beſaß den beſten,
treuſorgendſten Vater und alles, was das Leben ſchön und
lebenswert macht; von allen geliebt und verwöhnt, erſchien

e ſich wie ein rechtes, ein wenig launiſches Kind des
lückes.

Doch ſchon wieder wurde ſie ernſt und traurig. Sie
hatte ihre Mutter ſo früh verloren, daß ſie ſich derſelben
Hicht mehr erinnern konnte. Niemals hatte ſie das Gefühl
füßen Geborgenſeins, das ein jedes Kind im Arm der

utter empfindet, kennen gelernt. Eine Stelle in ihrem
ngen Herzen war allezeit leer geblieben, bange Sehn
cht hatte ſie oft inmitten des fröhlichſten Geſellſchafts
bens beſchlichen, die Sehnſucht nach der heimgegangenen,

eliebten Mutter.e enlans pflegte ſie vor dem Bilde der Teuren zu
eilen, derſelben all ihre kindlichen Anliegen und

ünſche zuflüſternd, dem Vater im innerſten Herzen dank-
aß er ihr keine Stiefmutter gegeben.

Auch jetzt atmete ſie erleichtert und trocknete die Tränen.
wollte nicht mehr traurig ſein, ſondern dankbar die

genwart genießen.
Der Wagen hielt. Ein galonnierter Diener den

tag auf, ein anderer öffnete weit vor ihr die en.e blitzte eine verlorene Träne in Jrmgards Wimnern.

Wegen Mangels an gutem Willen
keine hHerabletung der Husglgeichsraten.

Paris, 28. Juli. „Journal des Debats“ und „Temps“
verſichern in beſtimmter Form, daß die Vertreter der
alliierten Ausgleichsämter in ihrer geſtrigen Sitzung ein
ſtimmung den Beſchluß gefaßt hätten, ihren Regierungen
die Ablehnung des am 156. Juli geſtellten deutſchen Er
ſuchens um Herabſetzung der monatlichen Fahlungen an die
Ausgleichsämter von 2 Millionen auf 5060 000 Pfund Ster
ling zu empfehlen. Eine entſprechende Antwortnote der
franzöſiſchen Regierung ſei bereits abgegangen. Der „Temps“

behauptet, der Beſchluß ſei gefaßt worden auf Grund des
Mangels an gutem Willen, den Deutſchland bei Durch-
führung des Ausgleichsverfahrens und Anerkennung der
alliierten Forderungen an den Tag gelegt habe.

Je häufiger und eindringlicher die Reichsregierung
ihren Erfüllungswillen verſichert und beweiſt, deſto brutaler
werden die Fußtritte der Entente.

hingusſchießung der Pondoner
konferenz Bis 3eptember,

Poincures Antwort un bloud George
Paris, 28. Juli. An amtlicher franzöſiſcher Stelle

wurde Donnerstag abend erklärt, die letzten Abmachungen
über die Reiſe Poincares werden in London getroffen
werden. Poincare habe auf die letzte engliſche Anfrage
geantwortet, er werde nach London kommen, ſobald es dem
engliſchen Premierminiſter angenehm ſei. Er überlaſſe es
Lloyd George, zu beſtimmen, ob zunächſt eine ausſchließlich
franzöſiſch-engliſche Ausſprache ſtattfinden ſolle oder ob
Jtalien. und Belgien gleich hinzuzuziehen ſeien. Die fran-
zöſiſche Regierung erwartet einen dementſprechenden Beſchluß
aus London. Jn hieſigen Kreiſen rechnet man ernſtlich
mit der Möglichkeit, daß Lloyd George die Hinausſchiebung
der Londoner Unterhaltungen bis zum September herbei-
führt.

Pig britiſchen Gewerbe und die Reparationen
'London, 28. Juli. Die Leitung der britiſchen Kauf-

leute und Fabrikanten veröffentlicht drei Entſchließungen
ihres Vollzugsausſchuſſes. Jn der erſten wird die Anſicht
ausgeſprochen, daß es dringend nötig ſei, bezüglich der
Reparationsleiſtungen in bar einen derartigen Zahlungs-
aufſchub zu gewähren, daß Deutſchland ſein Budget wieder
in Ordnung bringen könne. Die zweite Entſchließung er-
klärt, daß die Deutſchland im Verſailler Vertrage auf-

erlegten Verpflichtungen herabgeſetzt und ſobald wie möglich
auf eine beſtimmte Summe feſtgeſetzt würden, die der deut-
ſchen Zahlungsfähigkeit entſpreche. Um dieſe Summe feſt-
zuſetzen, ſoll der von dem Reparationskomitee ernannte
Bankierausſchuß erſucht werden, ſeine Arbeit wieder
aufzunehmen. Die dritte Reſolution befaßt ſich mit der Frage
der Zölle und meint, „die Einfuhrzölle ſollten ſehr ver-
ringert vder ganz aufgehoben werden; inbezug auf die
Schulden der Verbündeten wird vorgeſchlagen, dieſelben ent
weder ganz zu ſtreichen oder aber bedeutend zu reduzieren.

Aus 5tadt und Amgebung
Die Not der Zeitungen

iſt noch immer im Steigen. Die ſogenannte Regierungshilfe
iſt ein Hohn auf ihren Namen. Kein Menſch weiß, ob
und ev. wieviel die Zeitungsverleger aus dieſer „Aktion“
jemals erhalten werden. Dabei ſteigen die Löhne in
bisher noch nicht dageweſenem Ausmaß und die Preiſe
für Papier und alle Druckmaterialien ſuchen dieſe Steigerung
noch zu überbieten. Dazu kommen die außerordentlichen
Steuerlaſten, die ja auch andere Gewerbe und alle Be
ſitzenden treffen, ſowie die Zwangsanleihe und die un-
aufhörliche Erhöhung der Poſt-, Telefon- und Telegramm-
ſpeſen, ſowie der Frachten und ſonſtigen Unkoſten. Daß
unter dieſen Umſtänden immer neue Erhöhungen der Be-
zugspreiſe im Jntereſſe der Selbſterhaltung der Zeitungen
unvermeidlich ſind, wird jedem Einſichtigen vhne weiteres
klar ſein. Es bleibt nur übrig, die getreue Leſerſchar

immer aufs neue um feſthalten an ihrer Treue zur
altgewohnten und geſinnungsverwandten Zeitung zu bitten.
Gerade die ſo ſchwer bedrohte nationale Preſſe bedarf
dieſer verläßlichen Treue ihrer Freunde in beſonderen

Maße, heißt doch bei ihr z. Zt. die Deviſe: Feinde
ringsumr! Sie bedarf der entſchloſſenen und aktiven Hilfe
aller ihrer Ueberzeügungsgenoſſen mehr als je zuvor. ſtelle

Hundeſteuerveranlagung 1922.
Die Hundeſteuerheberolle der Stadt Merſeburg für

das Steuerjahr 1922 liegt in der Zeit vom 1. bis 14.
Auguſt 1922 in der Stadtſteuerkaſſe (Rathaus) während
der Kaſſenſtunden vormittags von 8 bis 12 Uhr zuv
Einſicht für die Steuerpflichtigen aus. Eine Zuſtellung
von beſonderen Steuerausſchreiben (Heranziehungsver-
fügungen) findet nicht ſtatt. Einſprüche gegen die Ver-
anlagung ſind binnen vier Wochen, vom Tage nach Schluß
der Auslegungszeit an gerechnet, beim Magiſtrat anzu
bringen. Die Steuern ſind für das erſte Vierteljahr binnen
8 Tagen, für die übrigen Vierteljahre bis 15. Auguſt
15. November 1922 und 15. Februar 1923 an die Stadt-
ſteuerkaſſe zu zahlen vder bargeldlos zu überweiſen. Nicht
oder nicht rechtzeitig bezahlte Beträge unterliegen der Bei-
treibung im Verwaltungszwangsverfahren.

Zahlung der Umſatzftener.
Die letzte Novelle zu dieſem Geſetz vom April 1922

ändert bekanntlich das Erhebungsſyſtem. Umſatzſteuer iſt
jetzt in Vierteljahrsraten zu zahlen. Sie muß jetzt viertel-
jährlich deklariert und ſofort bezahlt werden. Dieſe Erklärung
hat ſpäteſtens am Schluſſe desjenigen Monats zu erfolgen,
der auf den Quartalsſchluß folgt. Am April waren die
Ausführungsbeſtimmunigen, noch nicht erlaſſen worden. Es
war daher nur für das erſte Quartal geſtattet, dieſe Steuer
erſt zuſammen mit dem zweiten Quartal zu entrichten. Die
Deklaration für das zweite Quartal und ſoweit es noch nicht
geſchehen iſt, auch für das erſte Quartal muß bis zum 31.
Juli erfolgen. Wenn bis zum 31. Juli Voranmeldung
und Vorauszahlung nicht erfolgt ſind, iſt das zuſtändige
Finanzamt berechtigt, die geſchuldete Steuer zu ſchützen und
gegebenenfalls zwangsweiſe beizutreiben. Außerdem iſt die
Schuld ab 1. Auguſt mit 5 Prozent zu verzinſen. Das
Umſatzſteueramt hat größtenteils ſchon vor einigen Wochen
zu der Abgabe aufgefordert. Verpflichtet war es aber nicht
dazu. Daraus ergibt ſich, daß auch diejenigen unbedingt
zu zahlen haben, die eine ſolche Aufforderung nicht er-
halten haben.

Rechtsanwälte und ähnliche Berufe ſind von den Vor-
anmeldungen und Vorauszahlungen befreit, wenn ſie eine
vierteljährliche Vorauszahlung in Höhe von 20 Prozent
der für das vorhergehende Jahr veranlagten Entgelte ent-
richten. Wenn das zum Schlüſſe des erſten Quartals noch
nicht geſchehen iſt, müßten diesmal alſo 40 Prozent ent-
richtet werden. Zum Schluſſe ſei nochmals betont, daß der
Steuerſatz 2 Prozent beträgt.

Landwirte und Umſatzſteuer.
Das Finanzamt weiſt nochmals daraufhin, daß auch

die Landwirte, die ihre Einnahmen nicht ordnungsmäßig
aufgezeichnet haben, wie alle Umſatzſteuerpflichtigen, im Juli
Vorausanmeldungen über ihren geſamten Umſatz in dem
abgelaufenen halben Jahre abzugeben haben, ebenſo im
Oktober und Januar für die abgelaufenen letzten Vieteljahre.

Befreit davon ſind lediglich die Landwirte, deren
geſamter Umſatz im Kalenderjahr 1922 vorausſichtlich nicht
120 000 Mark betragen wird. Jnfolge der Geldentwertung
kann es ſich hierbei natürlich nur um ſehr kleine Be-
triebe handeln. Bei dieſen ſoll es genügen, wenn ſie
im Juli die Hälfte der vorjährigen Umſatzſteuer entrichten,
im Oktober und Januar je der vorjährigen Umſatzſteuer
im voraus einzahlen.

Durchführung von Kuren für Kriegsbeſchävdigte.
Nach dem Reichsverſorgungsgeſetz kann das Reich unter

gewiſſen Vorausſetzungen Kuren in Badevrten und Lungen-
heilſtätten gewähren. Zu dieſem Zwecke hat es Plätze in
54 bekannten Kurorten und 72 Lungenheilſtätten zur Ver-
fügung und kann ſomit allen Anforderungen genügen. Auch
iſt Vorſorge getroffen, daß den Kuranträgen in kurzer
Zeit entſprochen werden kann.

Der Kriegsbeſchädigte muß ſich, wenn er eine Kur
beantragen will, an ſein Verſorgungsamt wenden an
nur auf dieſem Wege kann er eine koſtenfreie Kur erhalten.
Für Kuren, die ohne Genehmigung der Verſorgungsbehörden
durchgeführt werden, wird kein Koſtenerſatz geleiſtet.

Erfahrungsgemäß iſt hauptſächlich im Sommer der An-
drang zu den Bädern und Heilſtätten ſehr ſtark, während
in den übrigen Jahreszeiten die Kurgelegenheit in viel
geringerem Grade benutzt werden, obwohl in vielen Bade-
orten und beſonders in den Lungenheilſtätten außerhalb der
Sommerzeit die gleichen Erfolge erzielt werden können; es
iſt daher dringend zu empfehlen, die Kuranträge auch
zu anderen Zeiten zu ſtellen.

Eine Badekur kann nur dann von den Verſorgungs-
behörden gewährt werden, wenn die Erkrankung des Kriegs-
beſchädigten den Gebrauch beſtimmter Kurmittel erfordert
und ihre Anwendung ſtändig ärztlich überwacht werden muß.

Ein gewöhnlicher Erholungsaufenthalt (Landaufenthalt.
Aufenthalt in einem Luftkurort, Aufnahme in ein Erholungs
heim) iſt einer Badekur nicht gleichzuerachten Er kann
erforderlichenfalls bei der zuſtändigen Amtlichen Fürſorge

beantragt werden.

J en

lichen Schönheit, daß ſie ſich alle Herzen im Fluge er-
oberte. Die Damen umarmten und küßten ſie, und bald
fand das junge Mädchen all ihre ſonnige Heiterkeit
wieder.

Die ſchlanke Frau hatte dem Wagen, in dem Jrmgard
ſaß, mit dem Ausdruck des Haſſes nachgeſchaut, bis er

ſie war ſo unſagbar rührend in ihrer lieblichen, noch kind-

ihren Blicken entſchwunden war.
Jetzt ſtand ſie dicht vor dem Portal und zog die

Glocke, denn der Portier hatte inzwiſchen die Tür geräuſch-
los geſchloſſen. Nun ö nete ſie ſich vor der Fremden,
welche, ohne zu zögern, mit herriſchen Bewegungen über
die Schwelle ſchritt.

„Jch wünſche Herrn Petzold zu ſprechen.“ Welch ein
tiefer, bezaubernder Klang in dieſer vollen, leidenſchafts-
loſen Stimme lag.

Der Portier verneigte ſich ehrerbietig. „Der gnädige
Herr beſindet ſich noch nicht im Bureau, aber ich werde
Herrn Howald, unſeren erſten Buchhalter, ſofort benach-
richtigen.“

„Laſſen Sie das. Melden Sie mich Jhrem Herrn in
ſeiner Privatwohnung, oder warten Sie, es bedarf deſſen
nicht. Jch werde dem Herrn Bankier mit meinem Beſuch
eine Ueberraſchung bereiten.“

Der Portier ſtand noch unſchlüſſig und wußte offen-
bar nicht, was er tun ſolle. Die Dame war ihm keine
ganz Fremde, ſie hatte ſchon wiederholt Unterredungen
mit ſeinem Herrn gehabt. Dazu kam, daß in dem ganzen
Auftreten der Fremden etwas ſo vornehm Gebietendes
lag, daß er nicht zu widerſprechen wagte. Auch in der
vollendeten Schönheit der Frau war etwas Sinnver-
wirrendes, dem der ſchlichte Mann ſich unwillkürlich beugte.

Stumm ſchritt er die Treppe hinauf, und die ſchlanke
Geſtalt im ſchwarzen Samtmantel folgte ihm.

Die großen, dunklen Augen überſchauten ruhig prüfend
die reiche rn die kunſtvollen Bronzefiguren auf
den Podeſten, die Gobelins an den Wänden und die
e Marmorſäulen, die bis zum Plafond hinauf-
reichten.

Ein Druck des Portiers auf den elektriſchen Knopf ließ
alle Gasflammen hell aufſtrahlen. Die Fremde betrachtete
in dem hohen Trumeau ihr Spiegelbild, ein leiſes, kaum
merkliches Lächeln ſtahl ſich um den beſtrickend ſchönen
Mund, der ſo verführeriſch in dem blütenweißen Geſicht
wirkte.

Als der Portier die Hand auf einen Türdrücker legen
wollte, wurde er daran durch eine herriſche Bewegung der
Fremden gehindert.

„Es iſt gut, Sie können gehen.
Er gehorchte, unzufrieden darüber, daß keiner von den

Dienern zu ſehen war, aber ſie hatten ſich wohl gerade
zum Eſſen verſammelt. Da war es am beſten, ſich gleich-
falls nach einem guten Happen umzuſehen.

Die ſeltſame Beſucherin hatte Petzolds Zimmer betreten.
Ein betäubender Roſenduft entſtieg ihren Gewändern.
Mit vollſter Gelaſſenheit ſchloß ſie die Tür hinter ſich. Ein
Portierenarrangement wehrte ihr noch den Blick in das
Innere des Arbeitszimmers.

Die ſchwere, aufreibende Sorge hatte den Schlummer
von den müden Augen des Bankiers geſcheucht. Alsbald
hatte er ſich wieder erhoben, um zu ſinnen und zu grübeln,
auf welche Weiſe er den, ſeinem Hauſe drohenden Unter
gang abwenden könne.

Mehr und mehr hatte ſich ſeiner eine nervöſe Auf
regung bemächtigt, und als er ſich nun ganz plötzlich,
pöllig unvorbereitet der Fremden gegenüberſah, überzog
Leichenbläſſe ſeine ohnehin fahlen Züge, die Hände um-
krampften, nach einem Halt ſuchend, die Lehne eines Seſſels.

„Julie, du ſchon wieder ſtammelte er, „wie kommſt
du hierher

Mit geräuſchloſen, geſchmeidigen Bewegungen war fie
bis in die Mitte des Zimmers geglitten. Nun warf ſie
den Mantel in den nächſten Seſſel und ſtand in ihrer

alternden Manne.

(Fortſetzung folgt.)

üppigen, ſieghaften Schönheit wie eine Juno vor dem

c
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Erhöhung der Krankenkaſſenbeiträge.
Der Vorſtand der Allg. Ortskrankenkaſſe Merſeburg

gibt in einer Anzeige bekannt, daß infolge des Reichsgeſetzes

300 Mark, ein Elternpaar 500 Mark.

Flugzengunglück in Spanien.
Paris, 27. Juli. Aus Madrid wird gemeldet, daß

bei Guadia in der Provinz Granada ein Flugzeug, welches
z den Pafſagierdienſt verſah, explodjerte. Der Pilot und zweie n per en des Grundlohnes auf 1208

r eraufgeſetzt werden mußte. Weiter iſt be iang ttzit i tr außer den bereits beſtehenden 12 Lohn- Kenargtions-ſervoſitat in Paris, r aten wurden verbrannt
uſen zwet weitere zu Se (S. Anzeige). Die Erhöhung Paris, 28. Juli rig iS. Anzeige). Die öhung e 28. Juli. (Eig. Drahtber.) Die ausgeſprocheneIn grufr d Wpnes und der Beiträge tritt ab 31. T. 22 Abſicht Lloyd Georges, das geſamte Problem der Repara- Handel und Verkehr.

e in a aufzurollen und womöglich ein fertiges Zeviſen ſteigen writer.

Programm u W8 geheht daß an dert vhergaſe deter e ſeet d Wi: in fraet Berlin n Jpli. Die erneute Abſchwächung des Mark-
erung 6 i Kriongüolchückint- e iſt, ſelb ie Jnitia-Nkurſes in Neuyork führte zu einer weiteren Befeſtigungr et für Kriegsböglchücigte, Itive in der Moratoriumsfrage zu ergreifen, und die franzö der e e dſeage Zahlungsmittel, zu der auch unſere bisher
Ab 1. Auguſt 1922 treten an Stelle der bisher ge-toriumsfrage ſchon gefaßt. Wenigſtens behaupt a4 ſtarke Nachfrage aus Handels- und Jnduſtriekreiſen. Dert 1222, tret ge ge ſo gefaßt. gſtens uptet es der Jzählten Teuerungszuſchüſſe die geſetzlichen Te uerunge maß „Matin“. Das Blatt berichtet, die n lieder pes Ki binet M Sollar ſetzte vormittags mit 520 M. ein, ging dann aber

nahmen. Perſonen, die nach dem R. V. G. dem Altrentner- ges e NAuſtat 1u 4 ter h zu Beginn der Börſe auf 515 M. zurück. Daraufhin
geſetz oder früheren Militärverſorgungsgeſetzen Verſorgung ſeien erſucht worden ihre Anſicht zu äußern, und es habe ſich erfolgte jedoch ein allmähliches Anziehen, ſo daß ſich derJ e Par auf A rin Teuerungszuſchüſſe nach dabei volle Einſtimmigkeit über die Grundlage der fran Dollar t r teſt zwei Uhr auf 518 M. und gegen 5 Uhr

e der Paragraphen is 5 des Geſetzes über Teue-Hzöſiſchen Reparationspolitik ergeben. Dieſe dent euf 22 tellte.rungsmaßnahmen für Militärrentner. I Veronndeten ſo o wie nd lic er t n Weitere Deviſenkurſe: London 2307,1 12,5, Paris
Ausgenommen ſind: Ein t l ich dargelegt werden. Die i4314,6— 25,4, Zürich 9887,6 912,4, Prag 1170,5--3,5al z6 r r deren Erwerbsfähigkeit um weniger hen y Jrankrele ſel tn artige daß es nicht JWarſchau 8,62.

s 50 v. H. gemindert iſt; möglich ſei noch länger in Ungewißheit zu bleiben. 8 twerbsünſattern „Die weder erwerbsunfähig noch einer er e Sie Mark in Neuyork leicht abgeſchwächt.

erbhses a 9 r 43 rer n Litwe gleichgeſtellt ſind; J Der ßeutige Dolur ſtand. Die Mark notierte geſtern in Neuyork rn 10 Uhr vorm.Perſonen, die unabhängig von Dienſtbeſchädigungg Jo, i 0,19 ets. rund 522 M. Deediglick n ingt B 4 t Schlußkurs desKapitettahte Grund ihrer Militärdienſtzeit verſorgt ſind erlin, 28. Juli. (Eig. Drahtbericht). Der Dollar no- Vortages 0, 19 ets. 519 M.

Kapitulanten); tierte heute vorbörslich 533 5 i 538.h Sli 553 5545, 2 r s 538.Des eher hen hang Kibeh er S ngsgeſet vom 3 n t uvr mittags 588. Effektenbörſe ſtill und meiſt ſchwächer.

d 3 endung finde c J cDer Teuerungszuſchuß beträgt monatlich für einen bedeutende Kohlennreiserßöhßngen Berlin 27. Juli. Das Intereſſe hat ſich mehr rSchwerbeſchädigten vet einer Minderung der Erwerbsfähig keit Fmehr von dem bisherigen bevorzugten Sperulationsgebiete
um 50 bis 80 v. H. 500 Mark, für einen Schwerveſchävigten Berlin, 28. Juli. (Eig. Drahtbericht). Jn Verfolgg nämlich dem Montanmarkte, wieder ab und dem Markte
2 e ung der Erwerbsfähigkeit um mehr als der in dieſen Tagen im Bergbau bewilligten Lohnerhöhungen r Anslo nes Zeviſen am nſoſe o an he arg, Se Wie

H. 750 Mark, für einen Schwerbeſchädigten, der nurſghatten die Organe Tun eauf die Rente angewieſen und r Ju en r e v e rg der Kohlenwirtſchaft geſtern neue Kohlen ſog nannten Valutapapiere, darunter beſonders die Kolonial-
auszuüben nicht imſtande iſt 1000 Mark, für iſi Witwe preisfeſtſetzungen vorzunehmen. Es wurde einſtimmig beKwerte, erhebliche Avancen zu verzeichnen hatten. Jhnen
500 Mark, für eine Witwe, die nur auf die Rente an ſchloſſen, die Lohnerhöhungen und ſonſtige Zuſchläge für e ſich noch Kaliwerte und einzelne Spezialwerte an.
gewieſen und nachweislich einen Erwerb auszuüben nicht Naterialien uſw. durch Preiserhöhungen nach dem bis hie lagen für igz u Fendenz mit vort

v n Mai 9 Ah S t 4 e Vorbereitungen zum inno nen n nicht zar ne ter moſe Da für e mat r 250 Mack, herigen Schlüſſel abzugelten. Dementſprechend tritt für beendet und zie ſche riger Verhaltniſſe a en et
aiſe ark. für einen Elternteil das Ruhrrevier eine Preiserhöhung von 205,40 Mark nettoſmarkte halten unentwegt an. Die Kurseinbußen erſtrecken

ch auf faſt ſämtliche Märkte, gingen aber nur in wenigenfür rAußerdem erhält der Schwerbeſchävigte, wenn er für r d e Fettförderkoyie ein, die einſchließlich Steuerng ber 25 bis zu 30 PKinder zu ſorgen hat, neben dem Teuerungézuſchnß für guſw. eine Erhöhung um 395 Mark brutto bedingt. Jn der ſha en übe a 79 hinaus. Schärfer gedrüctjedes Kind 200 Mark. leichen Weiſe erhöhen ſich die Preiſe fr J waren J pener, die 7500, Rhe iniſche Brauntohlen, die
gleichen Weiſe erhöhen ſich die Preiſe für rheiniſche Roh- die 550 rAls J 1 V ſche h 75060 und Kattowitze d 55 ter c chloſſenAls Teuerungszuſchuß erhalten ferner: Fbraunkohle um 28,60 Markt und für dort z ind ttowitzer, die 559 einbüßte Jhnen ſchloſſen

2 t 218 5 v J r 9 n J
Empfänger eines Uebergangsgeldes monatlich 4504118 30 Mart d für dor ige riketts ums ſich Baſalt, Sarottti, Karleruher Maſchin en Norddeutſche

Mark: h Mark, beides netto, und für die mitteldeutſchen Woll ie, u nd Berlin-Anhalter Maſchinen mit Preisrückgängen2. Empfängerinnen einer Witwenhilfe monatlich 450 S oſtelbiſchen Kernreviere um 59,50 Mark bezw. 178,50 von utj e Antrerr a vergm

z h 3 2 J 2 m 3 J n t. 3 proMark v. Mark netto. Die Erhöhungen treten am 1. Auguſt in Kraft. R e x heſſert Won z ergaler Empfänger eines Hausgeldes während der vo len en et die 4 r s re on reren e bKalendermonate der Heilbehandklung, auch wer ine Bonn Ha n ZRenten war die roz. Goldrente um ungefähr 3595 ab-

Je be z m u u nun eine r 7 7 J 7 43 eringere Minderung der Erwerbsfaähigteit als v. 5 a g enbelrgg e le 4 ſ. Als gſt: Zgeſchwä icht, während die 4proz. Kronenrente um ebenſoviel
geſtellt iſt, monatlich 450 Mark, und wenn Hausgeldemp- 2,965 Mülgrugn Mark zog Bei türriſchen Werten Aborwogen an geerinrefänger für Kinder zu ſorgen haben, neben dem Teuerungs- t Z. lgrug; el n Preisbeſſerungen. Türkenloſe gewannen 165 Mark, Türkiſche
zuſchuß für jedes Kind 2600 Mark. Berlin, 28. Juli. Nach dem vorläufigen r m i t d Eohrf r 43 des de zberſte i elmöshige Fiänf z 2 r 77 15590. 9 1u C D C r iſt e igt 00 el hige Einko men Das dergorden itlichen Haus halts des R L ichspoſt miniſteriums für an ge 5 iem t nie g. n a ſich a v 77
Verſorgungsberechtigte neben den Verſor qung üheniſſen betre gen die Einnahmen 10,278 Milliarden Mart ngariſchen Werten. von denen die ungariſche Goldrentebezieht, den ihm bei Erwerbsunfähigkeit e ragraph 2 g 9 a t tarden ark, während ;90 o und d die ungariſchen Kronen 150 gewannen.
oder Paragraph 3 er Tenernnge zuſchuß und dies e l egaben ſich auf 13,252 Milliarden Mark belaufen Tägliches Geld 4,7500, Ultimogeld 3,50 bis zu 7Zuſchüſſe für Kin de und Wat ſen um 75 p. H., ſo h re ſtellt ſich der vo raus ſichtliche Fehlbetre ag auft Gel 1dD über den ültimo 5,50 und darüber.
ſei e Teherungszuſchüſſe nur zum halben Betrage über 2,965 Milliarden Mark das iſt gegenüber dem Haushaltsf Se gen Schluß der Börſe ſchwächten ſich die Kurſe weiter

eigt ſein Einkommen den Teuerungszuſchuß 125 v. H.,ganſatz für 1921 von 3,858 Milliarden Mark e ab. DeütſchLuremburger gingen auf 1210, Selſenkirhener
ſo erhält er keinen Teuerungszuſchuß. minderun 893 Millionen Mark Ver auf 1310, Phönix auf 1390, Schuckert 760, Harpener

Verſorgungsverechtigte, die nach ihrer Arbeits fähigkeit nderung um 58493 Millionen Mark. Der Fehlbetrag iſtKauf 3025, Hohenlovhe auf 800, Rheinſtahl auf 1350 und
in der Lage ſind, einem Erwerbe nachzugehen, die Ueber demnach weſentlich geringer, als bei der Aufſtellung des Caro auf 67060 zurück. Sehr feſt lagen Kanada die vor-nahme einer ihnen nachgewieſenen trotz ihres Leidens ge Haushalts für 1921 und ſeiner Nachträge angenommen übergehend bis 10200 gehandelt wurden. Kreditaktien zogen
eigneten Arbeit aber ablehnen oder ihren Arbeitsplatz Jwar. Man iſt ja in der Republik ſo beſcheiden gewordenen S Ungariſches Gold konnten ſich auf 765
en r Wir erhalten keinen Se uerungszuſchuß. O z jcetoen geworden M en eng lagen Otavi-Minen-Anteile, die aufach Paragraph 8 ſollen auch Beſchädigte die eine Er on niß i 50006 anziehen konnten.R 7 J i C tRente von weniger als 50 v. H. beziehen (Leichtbeſchädi Zu in üejſt ang le riers Roſen un n Beutſchinnd.
v erwerbsfähige. Witwen die Teuerungszuſchüſſe erhalten BVerlin, 28. Juli. Jm Juni iſt die Zahl der Die diesjährige Welternte-

3 r nan R h o B urkneh en 9 z r W dder Filrſorgeſtelle ein o W Nitwietung h n Vollerwerbe loſen im Reiche von 28.700 auf Die jüngſten Berichte aus den Vereinigten Staaten
gttfnehmen Wnnen nd rege wiäßztae Erwer bstät igkeit nicht t 900 zurückgegangen, d Zahl der unterſtützungsberech- lauten günſtiger als wie vor einigen Wochen. Die Preiſe
die im P n 7 d ihr Ainkram en neben der Rente tigten Familien von 35 900 auf 25 800. Somit iſt die ſind in Neuyork und Chikago aber befeſtigt. Die Weizen-
rereigt aragraph genannten Einkommensgrenzen nicht beitsloſigkeit in Deut ſchland auf einen Tiefpunkt angelangt. Kvorräte ſind von 221 Millionen Buſhels auf 20 Mil-

Be Auszahlung der Teuerun wie er auch in der Vorkriegszeit nicht häufig geweſen iſt. lionen geſunken, die Maisvorräte von 31 300 000 Buſhels
h s Teuerungszulage iſt der Für auf 298090000 Während in Indien und Auſtralieorgeſtelle vorzu n Frigiichorlläſco Son ſie augſieht et e n reſorgeſ ö: legen Criu: ichruffiſe scnurutoerhandiungen. die Ernteausſfichten ebenfalls günſtiger bewertet werden, wirde n e rwerbe sfähigen Schwer- und 2 cht: beſchädigten, o v t. e Küber argentiniſche Ernte peſſimiſtiſcher geurteilt. Auch aus

ſowie Witwen Lohnbeſcheinigung vom Arbeitgeber über Ein Sotrv u Es finden gegenwärtig in London allen nordafrikaniſchen franzöſiſchen Kolonien liegen un

komme 2, ch engliſche Verhandlunge weckommen im Juli 192 I r eug r erhandluirgen ſtatt, deren Zweck der Ab-Fgünſtige Meldungen vor im Gegenſatz zu den guten Berichtenb) vom Leichtbeſchädigten und erwerbsfähigen Witwen, Ah en e n vom Mia r r r aus Aegypten, wo das Ernteergebnis vor allem auf Grund
die Anſpruch auf Teuerungszuſchüſſe zu haben glauben: bei en on irz des Jahres 1920 erſetzen ſoll. Diegvermehrter Anbaufläche erheblich höher erwartet wird als4 495 9 9 auben: be i er an lIu: en w o pon WehErkrankungen ärztliche Beſcheinigung, bei Arbei tsloſigkeitt Lerhandlu ige erden von Kraffin geführt. im Vorjahre.

Beſcheinigung hierüber vom zuſtändigen Arbeitsamt Jn E E 5 hrof9 Der 5DI zuſtändigen A beitse n im 5 c uirt gel n t wird der trag der Ernte in rtre3e n t c Jfindet am 10. und 11. Auguſt 1922 van 8 r vo wn don Juli. Nach e en credang aus niſſen des vorigen Jahres Tlrügbtetken Die et
für Kriegshinterbliebene auf Zimme r 17, Keenes Rath aus n terzeichnet vorden. a offiziellen Nachrichten der „Jſtwertija“ mit ehe als Vor-
Reihenfolge für den 109. Angſt von Buchſtaben bis Kk Fſicht nähergetreten w erden. Es fehlen noch jegliche Privat-am 11. Auguſt Buchſtaben l. bis 27. üroßeuer m ß933 orug meldungen. Jn der Ukraine z. B. rechnet man mit derr r t Hälfte des Normalbetrages. Rumänien ſcheint große Eente-9 ß T London, 28 Juli. Nach Meldung der „Times“ aus erfolge erzielt zu haben, um ſo wichtiger, als erfahrungs-Aus r in t 2 c n r wurden in Heidar Paſcha auf dem aſiatiſchengggemäß gerade der Bedarf der erſten Monate nach der Ernte

e ein des Boſporus durch Großfeuer über 1250 Häuſer Fin Mitteleuropa von rumäniſchem Getreide gedeckt werdenEin Hochſtapler und Heiratsbetrager feſtgenommen. ingeäſchert. muß. wen gut lauten die Nachrichten aus S. H. S.

m 26 i h und Ungarn-Hallke, 26. Juli. Der Kriminalpolizei iſt es ge un e h zie tlungen, den wegen z hlreichen Her ats b trug er eiten ſteck- Großfeuer in Hamburg. f Die Preiſe haben ſinkende Tendenz. Enorm ift der
brieflich geſuchten Apotheker Otto Widuw a am o Getreidebedarf Oeſterreichs. Darum haben nun auch die9 h 1 i l t feft, u ſ Hamburg. Juli Don ne rstag morgen um A k a gariſcher M T J Wi 5 in ſonehmen. W. hat ſich fälſchlicherweiſe die verſchiedenſten 7 Uhr entſtand im Freihafen am Sankt Annenufer, Block un genommen ſo Ka un ns e Wekeve ſe
Namen wie Apothete x und Chemiker Otto Kothe, Dr. Lands- R, ein Großfeuer, d T in raſender Schnelle um ſich griff ren in daß nur noch knappe Beſtände für

g Vands- en ofen Dosg in raſender S hnelle um ſich griff Wien vorhanden find und mehr und mehr hon fre ö-berg, r. Weyert, Dr. Heller, Dr. Hans a Dr. und Tabafwerte h reren Mill t eh id mehr ſchon franzis Joachim, Dr. und Tabakwerte von mehreren Millionen zerſtörte. Mehrere ſiſche und holländiſche Mehle, ſelbſt z d ltigeKlußmann n Dr. jur. F Fiſcher beigelegt. Mei i der Feuerwehr eilten zur Brand t Ur andija tehle, ſelbſt zu den gewaltigennäherte er ſich Damen aus beſſere gen etens Züge der Feuerwehr eilten zur Brandſtelle und konnten Preiſen nach dem jüngſten Valutaſturz Abnahme finden.
unter allerhand Vor ſpiege tung le rgete iſen m denen e mit Hilfe von zwei Feuerlöſchbooten die benachbarten Speicher

c V el e zargeld und Schmu vor den Flammen ſchüten, ſodaß um 10 Uhr die Gefahr jpziger Schle iehm-e abſchwindelte. Soweit bisher bekannt iſt, kommt W. eines weiteren Umſichgreifen als beſeitigt galt Noloſſale Seipziger Schlachtriehmarit J

S z S 3 J t r ſchmertoe e r r r S 324 p. t 3 z. p f teh i d S JRegenevrrr in e en nd Meyg tädten Berlin, Bremen, erſchwerten die Löſcharbeiten- ſehr. Soweit bekannt iſt, iſt Auftrieb: Rinder 145, Ochſen 22, Bullen 29, Kalben
a e ſchieſt v und kentlingen in Frage. Es iſt niemand verletzt worden. Die Feuerwehr vekämpfte den 19. Kühe Kälber 694, Schafe 310, Schweine 6898.gegeben t Weſt We er auch noch andere Gaſtrollen Brand mit 20 Schlauchleitungen. Ueber die Entſtehungsur- zuſ. 1848. Preiſe für 50 Kg. Lebendgewicht: Ochſen: 2. Kl.
gey W z Geſchädigte werden erſucht, Anzeige ſache iſt noch nichts näheres bekannt. Selbſtentzündung kann 3200.-3500 Mark, 3. Kl. 27003200. vullen: 3300

Kriminalpolizei, Zimmer 20 und 70, zu erſtatten. aber nicht in Frage kommen, d da die Tabakvorräte erſt kürzlich bis 3400, 2. 30003300, 3. 2500 2800. Kühe (Kalben):
Millionenſchieber umgelagert worden ſind. Wahrſcheinlich hat das Feuer 330003500, (3. 2800 3300, 4. 2000 2800.

er. ſchon die ganze Nacht gef ſchwelt. Die Lager gehören der 1400 2000. Kälber: 2. 3300 4000. 3. 34090 3890
haft r r am Main, 28. Juli. Die Kriminalpolizei ver Firma Fiſcher u. Co. Schafe: 1. 4200 4300, 2. 3500 4200, 3. 2500- 3500.aftete hier auf Erſuchen auswärtiger Behörden den ge Schweine: 1. 68006900, 2. 6900 7000, 3. 6200 bisl 5 ge 7 4 5flüchteten Speditionsgeſchäftsführer Ernſt Diehl aus Pir an s h h 6800. 4. 3490 bis 6200, 5. 5400 6290. Ausgeſuchtsmaſens. Er hat im Verein mit einem Zollbeamten in v rinburg, 27. Juli. Zu r geſtern abend gebrachten Poſten höchſter Wertklaſſe koſteten über höchſte Notiz. Ge-Pirmaſens mittels gefälſchter Aeſuhrſche ne von Pirmaſens teldung daß die Hamburger Seeleute die Vereinbarungen ſchäftsgang: Rinder ſehr langſam, Kälber langſam, Schafe
Schuhwaren im Werte von vielen Millionen Mark nach die zwiſchen den Arbeitnehmern und den Arbeitgebern in mittel, Schweine langſam. Ueberſtand: Rinder 26, davon
dem Auslande verſchoben. Jn tie Affäre ſind viele Schuhe der Seeſchiffahrt abgemacht wurden, abgelehnt haben, iſt Ochſen 5, Bullen 7, Kalben Kühe 13, Schweine 21.
warenhändler Mitteldeutſchlands, namentlich aus Köln und noch zu melden, daß dies nur bis jetzt für Hamburg In
Aachen verwickelt. Die Unterſuchung ſchwebt. Stern ich n d Wiede Städte, v Bremerhaven und

et i 3 ür J W e 2 tfr 9 242haben wanr nd ſich n r ahme Zu Arbeit enſchieden Verantworcliche Redaktion: Politik, örtl. und prov. Teil:
Gefangenenrevolte in Cuxhaven. t uhr t Bremen und übeck bereits eine Dr. Hahlo. Sport: M. Hochheimer. Anzeigen:an t große Anzahl Stimmen gegen die Wiederaufnahme der Ar A. Raänk. Druck und Verlag: Merſeb Druck df Hamburg, 28. Juli. Jn Cuxhaven bra cham Donners beit gefunden haben. Es iſt dal bi g. g. Hrucke unt 9 s iſt daher bis jetzt noch nicht] Verlagsanſtalt L. Baltz, ſämtlich in Merſebgefa motgen e Der Gaſen den Gefangenen im Polizei ſicher zu ſagen, daß der Streik weiter fortgeführt wird; 2

ä gnis au ei efangene überfielen einen Ge jedoch rechnet n i 3 it eiedoch re ian in Fachkreiſen ſtark mit einer Die itige ß Seiund verſuchten ihn zu knebeln. Der Be führung des Streiks Farorr an t ger r (Die heutige Nummer umfaßt 6 Seiten.)

mte biß aber tdu dieſe J einen der Gefangenen derart in den Finger, Stettin, 28. Juli. Die Abſtimmung der ſtreikendenr W n laut aufſchrie. Jnzwiſchen hatte aber Seeleute, Heizer und Jngenieure ergab die erforderlicher andere Gefangene ſchon die Schlüſſel ergriffen und Zveidrittenehrheit für die Wiederaufnahme der Arbeit, da-
mehrere Zellen geöffnet. Trotzdem gelang die Flucht nicht, gegen haben die im Transportarbeiterverband angeſchloffenen

anderen Gefängnisbeamten waren auf die Hilfeſchreie Seeleute mit fünf Sechstel der abgegebenen Stimmen be-
re lege erſchienen und erſtickten ſo die Revolte ſchloſſen, die Vereinbarungen abzulehnen und ſomit auch
m Keime eine Wiederaufnahme der Arbeit.



egen Ffamiltenfeier bleibt mein
Geſchäft am Honnabend nach-
mittag von Uhrab geſchloſſen

Wilhelm Kötteritzſch.

e

Ausgabe der Brotmarken
findet im alten Rathaus, Burgſtraße Rr. 1 vormittags

h von 8 1 Uhr und nachmittags von 3 6 UhrNgech Leiq h wie folgt ſtattach langem, schweren Leiden verschied am 23. Juli 1922 ODienstag, den 1. 8. 22 für die Straßen von A.
zu Geltow an der Havel der Begründer und langjährige leiter S Mittwoch, den 2. 8. 22 für die Straßen von K. P.
der Deutschen Erdöl-Aktiengesellschaft S DSDonnersiag, den 3. 8. 22 für die übrigen Straßen.

Abgabe nur an Erwachſene des Haushaltes gegen
S S Vorlegung des Lebensmittelheftes Rachträglich

werden Marken nur gegen Zahlung von 50 Pfg.e ers bfolgt.
6 S Merfeburgf, den 26. Juli 1922.Schmerzbewegt stehen wir an der Bahre dieses Mannes, Der Magiſtrat. e g; z tli

unseres Führers und Freundes, der es verstanden hat, durch ziel- v S s amrlren-bewuſllte Leitung, gestützt auf hervorragende geistige PFähigkeiten, T 72 druckſachendie sich mit einer ungewöhnlichen Tatkraft und einem wirtschaft- l kür jeden Zwecklichen Weitblick seltener Art paarten, das von ihm begründete 5122 278Unternehmen aus kleinen Anfängen zu seiner gegenwärtigen Be- Sdeutung auszubauen. 7 7 7Sein Tod bedeutet für unsere Gesellschaſt, die auch nach 5seinem Ausscheſden als Generaldirektor und seinem Uebertritt in 21777den Aufsichtsrat jederzeit auf seinen fachmännischen Kat und Bei- e r 8 Z2 Ftand en der ones net seien net Vir erleg clie e Herseburg Markt z4, S Wackdenchere
Erinnerung an seine kraftvolle Persönlichkeit und an seine Ver- l Fachmung ſ. wissonschat t 213 2 des
dienste dauernd in Ehren halten. ben richtige Angenglaser et S MerxſeburgerBer in den 2606. luß 1922 S Crstes optisches S pezial- Geschaft am Platze J Pirediont Tageblatt.

Borna b lLeiprig v s e i. Filenberger.4 Prima junge n e r G nAufsichtsrat ung Vorstand I
der Deutschen Bräkbt-Aktiengosellschatt. v1 mit den K wer Gottesdienſt- Anzeigen.Deutsche Erdöl-Aktiengesstischaft ſehen von Sonnabend den u. wieder Sonntag den 30. Juli 1822 (7. nach Trinitatis)

Ohr verz gdirektion Born z. m ſehr preiswert im Gaſthof „Goldener Hahn“ in Geſammelt wird eine Kollekte für den Reichs

t Merſeburg zum Verkauf. Elternbund.
Es predigen:

Dom. Vorm. 10 Uhr: Paſtor Jentzſch.
Wolksbibliothek: Geoffner Sonntags von

bis 122 Uhr mittags.
Stadt. Vorm. 10 Uhr: Paſtor Riem.

Evang. Männer- und Jngendverein.

Sonntag, 8 Uhr enAn der Geiſel 5. Herr Klos.
Evang. Mädchenbund St. Maximi.

Dienstag, abends 8Uhr: Chorgeſang fällt aus.

Mittwoch, abends 8 Uhr: Verſammlung
An der Geiſel 5. Paſtor Riem.

Altenburg. Vorm. 10 Uhr: Paſtor Kratzenſtein.
Meuſchau. Vorm 8 Uhr: Paſtor Kratzenſtein.

Neumarkt. Vorm. 10 Uhr: Paſtor Boit.
Im Anſchluß Beichte u. heiliges Abendmahl.

e Kühe S

Kobert Amling. Otto Heilmang.

e 3 a
Am 23. ds. Mts. verschied der Vorsitzende unseres Aufsichts- S S un deren r

rates e h Anwendung. Volſig am
fer Zutolt Nöllenhur

pothek

In ihm verliert die uns eng verbundene Deutsche Erdöl-
Aktiengesellschaft Berlin ihren Gründer, Schöpfer und Pühbrer, Bolide Möbel

unsere eigene Gesellschaft einen weitblickenden, tatkräftigen und i für ſeden Bedarfverständnisvollen Berater. Wir werden seiner gedenken, dankbar Be e Auswahl Vorm. 11 Uhr: Kindergottesdienſt.

für das, was er schuf, stolz darauf. dab wir unter ihm und mit Montag, abends 8 Uhr: Konfirmierte Söhneihm arbeiten durften. h uns geſchmackvollen ornwn im Pfarrhauſe.
Dienstag, nachm. 4 Uhr: Monatsverſamm-

lung der Franuenhilfe im Pfarrhauſe.
Donnerstag, abends 8 Uhr: Mädchenverein

St. Thomae im Pfarrhauſe.Vereinigte Kohlen-Aktiengesellschaft. Se Mäbel Ausſtellung von

A. Htenzel Co.
Algeneine rkeranenhaſe Merſedurg Zeilen Rigrities.

t Berlobt. Elſe Klii mit
Infolge des Reichsgeſetzes vom 9. 6. 22 hat der Vorſtand und Herbert Dobiſch, Spröttau- reAusſchuß die Höchſtgrenze des Grundlohns An 120 täglich feſtge-Sorau. r a a h n h v h h h

ſetzt. Der in der geſtrigen Ausſchußſitzung beſchloſſene 8. Satzungs Seſtorben. Otto Kri
nachtrag ſieht daher außer den bereits beſtehenden 12 Lohnſtufen 2 r r tL zak, 60 Jahr, Querfurt;weitere nen vor und zwar Auguſte Gabler, 74 Jahr,

c e Borna b eipzig, den 26. Juli 1922. e äußerſt preiswert

Landeskirchliche Gemeinſchaft:
Verſammlungslokal: Sand1 (Geiſelſchlößchen).

Sonntag, abends 8 Uhr: Evangeliſations- Vortrag
Mittwoch, abds. 8 Uhr: Bibelbeſprechſtunde.

Chriſtliche Verſammlung, Blauckeſtraße 1.
Sonntag, abends 8 Uhr Bibelſtunde.
Donnerstag, abends 8 Uhr: Bibelſtunde.

Kath. Kirche.

T Weißenfels Franz Schrei 9 a S 30. uli 1922.
Lohn täglicher tügticher wöchentkicherf tagticher her VeHahr Wahpegſeie g tiefern acterwe nach jeder Bahnſt. tion billtztt t gen 7 er Wege

t g 9 Beftrae Bei h h èe erdtenſt Mrundivbn ritrag Britrag u Fa Aen der S EStaßtmeifter S Eggeks, Raghehurg 7 Uhr: Frühmeſſe mit Predigt.
GHertrud Funk, 23 Johr, Anguſtaſtr. 41 Telef. 593 1/,210 Uhr Hochamt mit Predigt13 mehr als 80100 .4 10 i5 739 3 Roßbach; Amalie Schwabe, nguſtaſtr. ef. 5932 n 9 Hor- Undacht14 über 100 .4 120 64 .4 89 Jahr, Bad Köſen Telegramm Adreſſe Landhandel. Nachm. 2 Uhr. Andacht.

Schafſtädt. 9/, Gottesdienſt.
Neu-Röſſen. Uhr: Frühmeſſe in der Schule.

voryer Beichtgelegenheit.
11 Uhr: Hochamt mit Predigt in

der Kirche.

Die Erhöhung des Grundlohns und der Beiträge tritt a
31. 7. 32 in Kraft.

Die Arbeltgeber ſind verpflichtet, alle Mitglieder, die z. Zt Reue Kart gffelr

einen Arbeitsverdienſt von mehr als 80 .4 täglich haben, ſofort beider Kaſſe umzumelden. à Pfund Mk 5

a ä S G d W S m r c r 7 a
e s g. i n möglichſt
8 ſelbſtändigMerſebusg, den 28. Juli 1922. bei Mehrabnahme billiger J arbeitend, zum ſofortigen oder ſpäteren Antritt rer

Jr J 9 1. Outober) geſucht. St IDer Vorſtand. Fr. Fregang en Meye St o möbl. immerOtto Dietzel. Große Ritterſtraße T. reis indung erſe g. ſowie i a er

7 J e er T t 4 von i Herrn ſof. zWMznian J Nähe Marttpplatz Ange-Gewinn Auszu 7 W ſen Kieeh udor dw 2. Klaffe 2. Ziehungstag 26. Juli 1822 w le en i t e bote unter ſh. 1 an
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Beilage zu Kr. 175 des Merſeburger Tageblattes
Freitag, den 28. Juli 1922

Bie Derteilung der Getreide-Umlage
a die einzelnen büncler,

Die aufzubringende Menge von 2,5 Millionen Tonnen
Brotgetreide wird auf die Länder nach dem Verhältnis
ihrer Ernteerträge an Getreide im Durchſchnitt der Jahre
1906/21 verteilt. Gegenüber den Vorjahren iſt aber eine
rechneriſche Grundlage für die Berückſichtigung der Gebiete
mit Klein- und Mittelbeſitz in Form einer feſten Selbſt-
verſorgerration nicht mehr gegeben. Es heißt lediglich, daß
auf die Verſchiedenheit der Betriebsgrößen und die Zahl
der Selbſtverſorger Rückſicht zu nehmen iſt, um Länder
mit viel Kleinbeſitz entſprechend zu belaſten. Durch den
Reichsminiſter für Ernährung und Landwirtſchaft wird nach
Anhörung des Ausſchuſſes des Reichsrates für Volkswirt-
ſchaft die Menge, die auf die einzelnen Länder entfällt, feſt
geſetzt. Dieſem iſt auch ein freier Spielraum gegeben zur
Herabſetzung der Menge für Gegenden mit Mißernten. Die
Verteilung der Umlage auf die einzelnen Länder im Ver-
gleich zu der Verteilung des Vorjahres wird in den Mit-
teilungen der bayeriſchen Landesbauernkammer gegeben. Die
aufzubringende Menge verteilt ſich auf die einzelnen Länder
folgendermaßen:

Länder Umlage in Tonnen1921 1922Preußen 1709633 1700000Bayern 554 146 265 000Sachſen 164 896 145 000Württemberg 15 904 35 000Baden 11 255 22000Heſſen 50 217 46 000Thüringen 74 881 70 000Hamburg 1 583 1000ecklenburg Schwerin 96 742 96 000Oldenburg 22 220 22 200Braunſchweig 36 537 38 000Anhalt 27 314 27000Bremen 410 200Lippe 6620 6 600Lübeck 2 321 2000Mecklenburg Strelitz 16 116 16 000Waldeck 7120 7000Schaumburg Lippe 2 082 2400
zuſammen: 2500000 2 500 000.

Der Vergleich zeigt, daß die ſüddeutſchen Staaten, vor
allem Württemberg und Baden, aber auch Bayern eine
ſtärkere Belaſtung erfahren haben, während andererſeitsSachſen und S (allerdings im geringem Maße) Er-
leichterungen g rt ſind. Jn den einzelnen Ländern ſelbſt
iſt die Umlage wieder unterzuverteilen, wobei die Ernte-
ergebniſſe des Jahres 1922 berückſichtigt werden ſollen.

Bei der Verteilung ſind die öffentlich-rechtlichen Berufs-
vertretungen der Landwirtſchaft hinzuzuziehen. Zum Ausgleich
von Ausfällen konnten im Vorjahre 10 v. H. mehr als die
eigentliche Umlage auferlegt werden. Das diesjährige Geſetz
ſieht keine Mehrauflage von 15 v. H. vor. Den Ländern
iſt außerdem freigeſtellt, die geſamte landwirtſchaftlich ge-
nutzte Fläche ganz oder zum Teil der Verteilung zugrunde
zu legen, was aber infolge der Kürze der Zeit kaum noch
durchgeführt werden kann.

Politiſche Rundſchau
„Der Dolchſtoß keine Legende“.

Jn der „Täglichen Rundſchau“ veröffentlicht unter der
Ueberſchrift „Der Dolchſtoß keine Legende!“ ein ehemaliger
Revolutionär, der während des Krieges unmittelbar im
revolutionären Kampfe geſtanden hat, Erinnerungen aus der
Zeit der Staatsumwälzung, die den Beweis erbringen ſollen,
daß der Dolchſtoß tatſächlich geführt worden iſt. Der Ver-
faſſer des Artikels, Wolfgang Breithaupt, ſagt u. a.

Es iſt an der Zeit, jetzt die Wahrheit zu ſagen, da
weiteres Schweigen ein Verbrechen an dem Geſchick des
deutſchen Volkes wäre. Die Praxis des Dolchſtoßes war
eine dreifache. Sie beruhte 1. auf der intellektuellen Revo-
lutionierung der Front durch Verbreitung von Flugſchriften,
Broſchüren und Manifeſten, 2. auf der pſychiſchen Revolu-
tionierung der Front durch die ſyſtematiſche Organiſation
der Fahnenflucht, und 3. auf die organiſatoriſchen Revo-
lutionierung der Heimat durch die Zentraliſation aller
revolutionären Kräfte zu gemeinſamem Kampfe.

Jm Reichstage hatte vor einiger Zeit der Abgeordnete
Dr. David geglaubt, die Tatſache der ſyſtematiſchen Organi-
ſation der Fahnenflucht leugnen zu können. Jch halte es
daher für richtig, zunächſt bei dieſem Punkte zu verweilen,
zumal ich ſelbſt auf Grund meiner damaligen politiſchen
Ueberzeugung 1917 nach Holland deſertierte.

Die Organiſation der Fahnenflucht
war eine planmäßige und bis in die kleinſten Einzelheiten
ausgearbeitet. Die Hauptſtützpunkte dieſer Organiſation waren
in Berlin, Hamburg, Köln, Stuttgart und München. Hier
erhielten die Fahnenflüchtigen Lebensmittelkarten, falſchePapiere, ünterſchriften, Geld, Marſchrichtung und fanden
auch eine vorzüglich arbeitende Poſtvermittlung vor. Gleich-
zeitig war man an dieſen Orten jederzeit über die zu-
verläſſige Beſetzung der Grenze mit „Genoſſen“ vollkommen
unterrichtet, ſo daß ſich
vollzog. Jn Berlin lag die Leitung dieſer Organiſation
in Händen eines gewiſſen Roſenthal. Jhm zur Seite ſtand
Dr. Schinnagel, der bei der Beſetzung und Verteidigung
des „Vorwärts“ gegen die Truppen des Generals Lüttwitz
eine große Rolle geſpielt hat, und ein gewiſſer Bloch, alias
Schwarz. Jn Hamburg leitete die Organiſation Plättner.

der Grenzübergang reibungslos-

Die Poſtvermittlung lag in den Händen des Genoſſen
Spangenberg. Von Hamburg aus war der Weg zur däniſchen
Grenze etappenweiſe in Flensburg und Hadersleben ge-
ſichert, von wo aus die Marſchroute nach den Grenzorten
Jels Trolkjer ging. Beſonders in Hadersleben hatte die
Organiſation in dem däniſchen Teil der Bevölkerung einen
weſentlichen Rückhalt. Von hier aus beſtand auch ein gut
arbeitender Kurierdienſt, an dem ſich beſonders die jüngeren
Mitglieder der Hamburger revolutionären Jugend beteiligten.
Ebenſo erfolgte von hier aus auch die Verproviantierung
der „Genoſſen“ mit Lebensmitteln. Jn Köln lag die
Leitung in den Händen des Buchhändlers Müller, der gleich-
zeitig die „Genoſſen“ mit ausländiſchen Zeitungen verſah,
deren Einfuhr damals verboten war. Hier war auch die
Zentrale für die Briefvermittlung nach Holland, die in
Amſterdam in den Händen des Redakteurs Karl Münſter
lag, der wiederum in engſter Verbindung mit dem eng-
liſchen Spionagechef Tinzley in Rotterdam ſtand. Die Marſch-
route von Köln ging nach München-Gladbach und von hier
über Rheydt zur holländiſchen Grenze. Durch einen „Ge-
noſſen“ auf der Kommandantur in München-Gladbach war
man jederzeit darüber vollkommen im Bilde, ob der Weg
zur Grenze frei war, oder ob dicke Luft herrſchte.

Die Angaben, die, ſo ſchließt der Verfaſſer, noch jeder-
zeit durch Namhaftmachung anderer Perſönlichkeiten, die
in der Organiſation tätig waren, ergänzt werden können,
dürften genügen, um zu beweiſen, daß die Organiſation
der Fahnenflucht nicht, wie der Abgeordnete Dr. David
meint, nur in der Phantaſie eines renommierenden Kom-
muniſten beſtanden haben, ſondern ein Glied in der Kette
des revolutionären Kampfes gegen den preußiſchen „Mili-
tarismus“ geweſen iſt. Jnwieweit dieſe Organiſation in
einem ſyſtematiſchen Zuſammenhange mit beſtimmten Stellen
der Entente im neutralen Auslande geſtanden hat, dürfte
der Erörterung in einem beſonderen Aufſatze wert ſein.“

Der Kampf gegen die Kreisblätter.
Der Miniſter des Jnneren erläßt, wie der amtliche

Preußiſche Preſſedienſt mitteilt, jetzt nachſtehende Ver-
fügung: Der Landtag hat am 11. Juni u. a. folgende
Entſchließung angenommen: „Das Staatsminiſterium wird
erſcheint, alle Behörden und Verwaltungen aufzufordern,
amtliche Bekanntmachungen den für die Veröffentlichung
beſtimmten Publikationsorganen zu entziehen, wenn dieſe
Organe Beſtrebungen dienſtbar ſind, die auf Wiederherſtel-
lung der Monarchie oder gegen den Veſtand der Republik
gerichtet ſind, und an deren Stelle amtliche Publikations-
organe zu ſchaffen.“

Die Entſchließung des Landtages iſt für die Regelung
der über die Neuordnung des Kreisblattweſens ſchwebenden
Fragen überaus bedeutſam. Mit Rückſicht auf die außer
ordentlich erſte Geſtaltung der politiſchen Lage iſt es unter
keinen Umſtänden erträglich, daß in weiten Bevölkerungs-
kreiſen Verwirrung deswegen um ſich greift, weil in Zei



tungen, die in den Augen des Publikums amtlichen Charakter
tragen, der republikaniſche Staat und ſeine verantwortlichen
Organe bekämpft und beſchimpft werden. Jch erſuche daher,
ſchleunigſt dafür Sorge zu tragen, daß in Zeitungen, der in
der Entſchließung des Landatgs bezeichneten Art, die Ver-
öffentlichung amtlicher Bekanntmachungen unterbleibt. Zu
dieſem Zwecke iſt, ſo weit zwiſchen einem Kreiſe und einer
derartigen Zeitung ein Vertragsverhältnis bezüglich der
Aufnahme amtlicher Bekanntmachungen des Kreiſes beſteht,
deſſen Auflöſung ſofort in die Wege zu leiten. Soweit ein
Vertragsverhältnis nicht beſteht, und ſoweit ſtaatliche Be-
kanntmachungen in Frage kommen, iſt die Veröffentlichung
amtlicher Bekanntmachungen in dieſen Zeitungen ſogleich
einzuſtellen.

Zur Geſundung des amtlichen Kreisblattweſens iſt in
Fällen der bezeichneten Art die Umwandlung politiſcher
Kreisblätter in unpolitiſche reine Kreisblätter unerläßlich.
Jch bemerke hierzu, daß ſich auch die gegenwärtig ſchwebenden
geſetzgeberiſchen Erwägungen in der gleichen Richtung be-
wegen.

Am Schluß der Verfügung erſucht der Miniſter die
Regierungspräſidenten um Bericht binnen ſechs Wochen
darüber, in welchen Kreiſen des jeweiligen Bezirks ſich
unhaltbare Zuſtände der oben erwähnten Art herausgeſtellt
haben und ob, bezw. auf welchem Wege, Abhilfe hiergegen
eſchaffen iſt. Gleichzeitig erſucht der Miniſter um gutachtliche
eußerungen zu ſeiner Abſicht, allgemein die Schaffung un-

politiſcher Kreisblätter geſetzlich anzuordnen oder die Mög-
lichkeit einer derartigen Anordnung durch die örtlich zu-
ſtändigen Regierungspräſidenten geſetzlich vorzuſehen.

Entwurf der Arbeitsloſenverſicherung.

Dem Reichsrat liegt zurzeit ein Entwurf vor, der die
Aufbringung der Mittel für die vorläufige Arbeitsloſen-
verſicherung, Verſorgung bei Krankheit und Unterſtützung
von Kurzarbeiten regeln ſoll. Der Entwurf ſieht ein Um-
lageverfahren nach dem Jahresbedarf vor, um mit Rück-
ſicht auf die wirtſchaftlichen Verhältniſſe die Beitragslaſt
auf den unmittelbaren Bedarf zu beſchränken. Arbeitgeber
und Arbeitnehmer ſollen je der Laſten tragen, die öffent-
lichen Verbände das letzte Drittel, und zwar das Reich

Länder und Gemeinden je der Koſten, die die Ver-
ſicherung in ihrem Bezirk erfordert. Jn der zweiten Hälfte
des Jahres werden die Beiträge für das folgende Kalender-
jahr durch den Reichsarbeitsminiſter im Einvernehmen mit
dem Verwaltungsrat des Reichsamts für Arbeitsvermittlung
nach Zuſtimmung des Reichsrats und eines 28 gliedrigen
Reichstagsausſchuſſes feſtgeſetzt; ſie können während des
laufenden Kalenderjahres bei außergewöhnlichen Umſtänden
abgeändert werden. Die nach Alter, Geſchlecht, Ort und

amilienſtand Unterſtützungsſätze der Erwerbs-
oſenfürſorge ſind beibehalten; die Beträge belaſten den

Familienvater nicht als den Ledigen. Die Arbeitgeber
haben die Beiträge für ihre Arbeitnehmer zugleich mit

den Krankenkaſſenbeiträgen an die zuſtändige Krankenkaſſe
einzuzahlen. er Jahresbeitrag wird ſich bei 11,2 Mill.
Verſicherten und 1428 Mill. Mark Aufwand auf 127,50
Mark oder für den Arbeitgeber und Arbeitnehmer die
wöchentliche Belaſtung auf etwa 1,50 Mark ſtellen, ohne die
meue Markentwertung, die zu berückſichtigen iſt.

Die ſehaltsforderungen
der beung-Angeſtellten,

Vom Angeſtelltenrat des Ammoniakwerkes wird uns
geſchrieben:

„Jn einer am 21. Juli ſtattgefundenen überaus gut be-
ſuchten Vollverſammlung der Angeſtellten des Leungawerkes
wurde Stellung genommen zu dem Angebot der Arbeitgeber
vom 20. Juli 1922. Der Vorſitzende des Angeſtelltenrates
Herr Kneipp, der gleichzeitig auch Mitglied der Tarif-
kommiſſion iſt, führte folgendes aus:

Dem Beſtreben der Angeſtellten, den diesmaligen Ab-
ſchluß lediglich auf den Monat Juli zu beſchränken, ſetzten
die Arbeitgeber unüberwindlichen Widerſtand entgegen mit
der Begründung, daß ſie an den Beſtimmungen des Tarif-
vertrages aus tarifrechtlichen Gründen feſthalten müſſe
und nicht ſchon jetzt eine von uns im Vertragsentwurf
für den neuen Tarifvertrag aufgeſtellte Forderung vor Ab-
ſchluß des Tarifes bewilligen und in Kraft treten laſſen
können. Alle von uns angeführten Begründungen, auch
der Hinweis auf den ſchlechten Abſchluß am 24. Mai
für Mai und Juni, nach dem wir mit unſerem Maigehalt
bis Ende Juli leben müſſen, vermochten an dem Stand-
punkt der Arbeitgeber nichts zu ändern. Durch dieſe Zwangs-
lage haben wir dann folgende Forderung aufgeſtellt: für
Juli 6006, für Auguſt 10000 Erhöhung der Juni-Gez
hälter. Die Arbeitgeber machten folgendes Angebot: Die
Gehälter werden für Juli um durchſchnittlich 3506 er-
höht. Für Auguſt erhöhen ſich dieſe Gehaltsſätze um den
Prozentſatz, um welchen ſich die Reichsindexziffer des Monats
Juli gegenüber dem Monat Juni erhöht. Nach eeinge-z
henden Sonderberatungen, in denen das Angebot der Arbeit-
geber den allerernſteſten Erwägungen unterzogen wurde,
erklärte die Tarifkommiſſion, daß ſie dieſes Angebot nicht
annehme könne und bat um Erhöhung des Angebots von
Seiten der Arbeitgeber. Jm Verlauf der weiteren Ver-
handlungen brachten wir zum Ausdruck, aus welchen
Gründen wir das Angebot für den Monat Juli nicht
annehmen könnten und verwieſen dabei auf die im Ver-
gleich mit der eingetretenen Teuerung vollſtändig unge-
nügende Erhöhung der Junigehälter. Die vorgeſchlagene
Auguſtregelung muß aber von uns aus folgenden
Gründen grundſätz lich abgelehnt werden, weil 1. die
Jndexziffern aus den auch den Arbeitgebern bekannten
Gründen von uns infolge der ganz ungenügenden Be
rückſichtigung der geſamten infragekommenden Lebenshaltung
als abſoluter Maßſtab für die Auswirkung der Teuerung
nicht anerkannt werden können, 2. die Juni-Juli-Jnder-
d auch relativ betrachtet nicht als Maßziffer für dieluswirkung der Teuerung im Auguſt Angeſeber werden
können und 3. es unmöglich iſt, den Angeſtellten bei der
völlig unüberſichtlichen Lage der wirtſchaftlichen Verhältniſſe
zuzumuten, im Auguſt bis Ende September mit Gehältern
u leben, deren Ausmaß ſich aufbaut auf dem Prozent-ſutz der bekanntlich nie völlig erſchöpfenden Reichsteuerungs-

ziffer vom Juli zum Juni. rotz der eingehenden
gründungen unſererſeits erklärten die Arbeitgeber wiederholt
das von Jhnen unterbreitete Angebot ſei das Aeußerſte“
und ſie ſeien nicht in der Lage ein weiteres Angebos
abzugeben. Hierauf wurde von uns die Erklärung abgegeben,

ie Entſcheidung über dieſes Angebot den Angeſtellten
ſelbſt überlaſſen werden muß. Die eingehende Ausſprache

zeigte, daß die Verſammlung vollſtändig mit der Stellung-
nahme der Tarifkommiſſion einverſtanden iſt. Es wurde
von ſämtlichen Rednern verlangt, daß das Angebot der
Arbeitgeber abgelehnt werden müſſe, denn die Annahme
bedeute die weitere Erhöhung der Verſchuldung und Ver-
armung der Angeſtellten. Es wurde folgende Reſolution
vorgeſchlagen und einſtimmig mit großem Beifall ange-
nommen:

„Die heutige Vollverſammlung der Angeſtellten des
Leunawerkes beauftragt den Angeſtelltenrat und die Or-
ganiſationen die nachſtehenden Forderungen auf das Ener-
giſchſte zu vertreten. Die jetzigen Gehälter entſprechen in
keiner Weiſe mehr der Teuerung und haben zu einer
weiteren, tiefen Verſchuldung der Angeſtellten beigetragen.

Wir fordern: 1. einen ſechzigprozentigen Aufſchlag
auf das Junigehalt mit der ausdrücklichen Beſtimmung,
von dieſer Erhöhung bei den kommenden Verhandlungen mit
dem Reichsarbeitsminiſterium nicht abzugehen und dabei
die Gehälter der jüngeren Angeſtellten zu berückſichtigen.
2. Abſchluß des Tarifes nur für den Monat Juli oder mit
entſprechender Sicherheit für Auguſt. 3. Auszahlung einer
größeren runden Summe auf die höhere Gehaltsforderung
für den laufenden Monat am 31. Juli 1922.“

Weiter wurde beſchloſſen am 25. Juli über Annahme
oder Ablehnung des Angebots geheim abzuſtimmen. Hier-
nach wurde die Verſammlung geſchloſſen.
Die Abſtimmung iſt am 25. Juli erfolgt und das
Reſultat iſt folgendes: Es haben insgeſamt 1735 Angeſtellte

86,49060 abgeſtimmt, davon entfallen auf Ablehnung,
1697 Stimmen 84,6590 und auf Annahme 37 Stimmen

1,8406 der anweſenden Angeſtellten. Zur Aufklärung
über die in den letzten Tagen erſchienenen Preſſenachrichten
ſei noch feſtgeſtellt, daß nach dem überreichten Angebot
der Arbeitgeber ein 24 jähriger kaufmänniſcher Angeſtellter
der Gruppe BIId in Gehaltsklaſſe I für Juli ein Monats-
gehalt von 6235 Mark und ein 2l1 jähriger Angeſtellter
in der gleichen Gruppe ein Monatsgebalt von 4620 Mark
erreicht, während der 2ljährige Arbeiter im Juli einen
durchſchnittlichen Monatsverdienſt von 6770 Mark erzielt.
Vergleicht man nun die frühere Grundlage des Sektions-
tarifes, daß ein 24 jähriger Arbeiter dasſelbe verdienen
ſoll, wie ein 21 jähriger Kaufmann, mit den heutigen
Löhnen und Gehältern, ſo ſieht man, daß ſich das Ver-
hältnis bedeutend zu Ungunſten der Angeſtellten gedreht
hat. Das nackte, ganz knappe Exiſtenzminium beträgt für
den Monat Juli für 1 Perſon 6600 Mark und bei dieſevy
Ausrechnung ſind nur die notwendigſten Lebensbedürfniſſe
berückſichtigt. Wenn man alſo das Exiſtenzminimum für eine
dreiköpfige Familie ebenfalls ganz knapp auf 11550 Mark
errechnet und vergleicht dies mit den ins angebotenew
Gehältern, vorwiegend aber auch mit den Gehältern der
niederen Gruppen des Tarifs, ſo ſtellt ſich die traurige
Tatſache heraus, daß in unſerem Werk nach Einrechnung
aller Zulagen erſt der der höchſten Gruppe des
Tarifs (CV) im ſechſten Dienſtjahr das Exiſtenzminimum
erreicht, während der Angeſtellte in der niedrigſten Gruppe

im höchſten Dienſtalter mit 6200 Mark weit unter
demſelben zurückbleibt.“ ere

Ob die hier ausgeſprochenen Anſchauungen des An-
geſtelltenrats allſeitig als gerechtfertigt anzuerkennen ſind,
das müſſen wir dem Urteil unſerer Leſer überlaſſen.
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